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Die Beklagte wird unter Änderung des Bescheides vom 20.10.2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 21.06.2006 verurteilt,
den Unfall des Klägers vom 05.09.2004 als Versicherungsfall anzuerkennen. Die Beklagte trägt die notwendigen außergerichtlichen Kosten
des Klägers.

Tatbestand:

Umstritten ist zwischen den Beteiligten, ob der Kläger bei einem Unfall am 05.09.2004, bei dem er sich den rechten Mittelfinger abriss,
unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung gestanden hat. Der Unfall ereignete sich auf dem Spielplatz T Str. in X. Dieser
Spielplatz wird auf einer Seite von einem Metallgitterzaun begrenzt, der im rechten Winkel an einer Mauer befestigt ist. Dieser Mauer ist
eine niedrigere Mauer von maximal 50 cm Höhe vorgesetzt. Die Spielplatzseite liegt ca. 30 cm höher als das hinter dem Zaun liegende
Grundstück. Der Kläger hielt sich mit dem Zeugen U auf dem Spielplatz auf, als zwei Mädchen auf die niedrigere Mauer stiegen und von dort
über den Zaun auf das andere, umzäunte Grundstück kletterten. Ein Mädchen gelangte auf demselben Wege zurück auf den Spielplatz. Das
andere Mädchen war dazu nicht in der Lage und weinte laut und anhaltend. Der Mutter des Mädchens gelang es nicht, ihr Kind über den
Zaun zu heben. Der Kläger bot daraufhin - so seine Einlassung - der Mutter des Mädchens seine Hilfe an. Er kletterte über den Zaun,
nachdem er ebenfalls vergeblich versucht hatte das Mädchen über den Zaun zu heben und schob es unter einer verschlossenen Tür durch,
so dass es wieder auf den Spielplatz gelangen konnte. Als er über den Zaun zurückkletterte blieb er mit dem Ring am rechten Mittelfinger
an einer senkrechten Zaunstrebe hängen und riss sich den gesamten Weichteilmantel des Fingers ab. Im Krankenhaus I hielt man eine
Replantation nicht für möglich und amputierte den Finger. Im Oktober 2004 zeigte der Kläger den Unfall der Beklagten an. Durch Bescheid
vom 20.10.2004 lehnte die Beklagte die Bewilligung von Leistungen mit der Begründung ab, Versicherungsschutz gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 13 a
SGB VII habe nicht bestanden, da keine erhebliche gegenwärtige Gefahr für die Gesundheit des Mädchens bestanden habe. Der
Widerspruch des Klägers war erfolglos: Die Widerspruchsstelle verneinte auch die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 SGB VII
(Widerspruchsbescheid vom 21.06.2006). Mit seiner am 18.07.2006 bei Gericht eingegangenen Klage trägt der Kläger im Einzelnen vor, er
habe die Mutter des Mädchens angesprochen ob er helfen könne. Sie habe dies bejaht und er habe versucht das Mädchen über den Zaun zu
heben. Dies sei ihm nicht gelungen. Daraufhin sei er über den Zaun gestiegen und habe das Mädchen unter einer Tür auf die andere Seite
durchgeschoben. Die Mutter, die schlecht deutsch gesprochen habe, habe zu ihm gesagt, wenn er könne, solle er helfen, das wäre nett. Das
Mädchen sei maximal 5 Jahre alt gewesen.

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Änderung des Bescheides vom 20.10.2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 21.06.2006 zu verurteilen,
das Geschehen vom 05.09.2004 als Versicherungsfall anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Das Gericht hat den Zeugen U gehört. Dieser hat die Hilfeleistung des Klägers bestätigt. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme im
Einzelnen sowie wegen des sonstigen Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten und die Akten der Beklagten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

http://10.2.111.3/index.php/legacy/76109
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/2.html
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Die Klage ist begründet. Der Bescheid vom 20.10.2004 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 21.06.2006 ist rechtswidrig. Der
Unfall des Klägers vom 05.09.2004 stellt einen Versicherungsfall im Sinne des § 7 SGB VII dar. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob
Versicherungsschutz gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 13 a SGB VII oder Versicherungsschutz gemäß § 2 Abs. 2 SGB VII bestanden hat.
Versicherungsschutz nach § 2 Abs. 1 Nr. 13 a SGB VII wird Personen eingeräumt, die u. a. einen Anderen aus erheblicher gegenwärtiger
Gefahr für seine Gesundheit retten. Durch die Fassung der Bestimmung ("seine Gesundheit") wird klargestellt, dass auch eine Gefahr erfasst
wird, die die Unversehrtheit des Körpers unangetastet lässt, aber einen schweren gesundheitsbeeinflussenden seelischen Schock
herbeizuführen geeignet ist. Im vorliegenden Fall stellte sich der Sachverhalt für den damals 14 Jahre alten Kläger so dar, dass das maximal
5 Jahre alte Mädchen verzweifelt war, weil es durch den Zaun gehindert wurde, zu seiner Mutter zu gelangen. Auch die Mutter konnte ihr
Kind nicht über den Zaun heben, so dass dieser Zustand längere Zeit angehalten hätte, wäre der Kläger nicht zur Hilfe gekommen. Aus
seiner Sicht konnte er deshalb davon ausgehen, durch seine Hilfe eine schwere seelische Belastung des Kindes zu beenden. Damit sind nach
Auffassung der Kammer die Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 13 a SGB VII erfüllt. Selbst wenn man jedoch - wie die Beklagte - eine
erhebliche Gefahr im Sinne dieser Bestimmung für das Kind verneinen würde, bestünde Versicherungsschutz jedenfalls gemäß § 2 Abs. 2
SGB VII. Nach dieser Vorschrift sind Personen versichert, die wie ein Beschäftigter tätig werden. Nach dem Gesetzeszweck soll
fremdnütziges Verhalten durch die Gewährung von Versicherungsschutz belohnt werden. Der Kläger ist wie ein Beschäftigter für die Mutter
und ihr Kind tätig geworden. Die Mutter bat den Kläger zu helfen. Der Kläger versuchte danach vergeblich das Kind über den Zaun heben.
Die "Befreiung" aus dem umzäunten Areal gelang letztendlich dadurch, dass er das Mädchen unter einem Gartentor durchschob, so dass es
wieder zu seiner Mutter gelangen konnte. Der Kläger ist dabei wie ein Beschäftigter tätig geworden, weil seine Hilfeleistung nur in enger
Abstimmung mit der Mutter und ihrem Kind vorgenommen werden konnte, so dass nicht davon ausgegangen werden kann, er sei wie ein
(unversicherter) Selbständiger tätig geworden. Auch handelte es sich bei der Hilfeleistung nicht um eine nach allgemeiner Auffassung
geradezu selbstverständliche Gefälligkeit, da die spitzen Metallstreben des Zaunes über die letzten Querstreben hinausragten, war das
Überklettern des Zaunes und damit die Hilfeleistung nicht ungefährlich. Letzlich hat das Bundessozialgericht in Fällen geringerer
Hilfeleistung Versicherungsschutz bejaht: In der Entscheidung vom 25.01.1973 - 2 RU 55/71 - hat es die Auffassung vertreten, dass eine
Person, die einem Halter eines Kraftfahrzeugs Pannenhilfe leistet (Anschieben des liegen gebliebenen Personenkraftwagens) wie ein
Versicherter tätig wird und daher Versicherungsschutz genießt (§ 539 Abs. 1 Nr. 2 RVO). Unerheblich ist dabei, ob der Kläger - wie der Zeuge
U sich zu erinnern glaubt, das Mädchen über den Zaun hob. Der Kern der Hilfeleistung ist unstreitig: Der Kläger musste den Zaun
überklettern, half dem Mädchen beim Verlassen des umzäunten Grundstücks und verunglückte beim Zurückklettern über den Zaun.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.
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